
Einwirkung immer stärker zurücktreten. Jede un­
marxistische Auffassung der Übertragung staatlicher 
Funktionen auf gesellschaftliche Organe und jede Ver­
kennung der dialektischen Wechselwirkung, der Rolle 
des Staates als Instrument der ständigen Höherent­
wicklung der Gesellschaft ist zu überwinden. Das 
Hauptinstrument dieser Entwicklung ist der soziali­
stische Staat, der die immer breitere Einbeziehung 
der werktätigen Massen in das staatliche Leben orga­
nisiert3.

Die prinzipiellen Erkenntnisse des XXI. Parteitags 
der KPdSU gelten unter voller Berücksichtigung der 
Unterschiede im Entwicklungsstand grundsätzlich auch 
für die Periode der Vollendung des Aufbaus des Sozia­
lismus in der DDR. Schon auf ihrer Moskauer Be­
ratung im November 1957 hatten die kommunistischen 
und Arbeiterparteien der sozialistischen Länder her­
vorgehoben, daß die sozialistischen Staaten zu einer 
festen Gemeinschaft vereint sind durch den gemein­
samen Weg des Sozialismus, den gemeinsamen Klas­
sencharakter ihrer sozialökonomischen Ordnung und 
ihrer Staatsmacht. Sie unterstrichen erneut die Rich­
tigkeit der marxistisch-leninistischen Theorie, daß die 
Prozesse der sozialistischen Revolution und des soziali­
stischen Aufbaus auf einer Reihe grundlegender Ge­
setzmäßigkeiten beruhen, die allen Ländern, welche 
den Weg des Sozialismus eingeschlagen, eigen sind4. 
Die breiteste Einbeziehung der Werktätigen in die 
staatliche Tätigkeit ist auch in der DDR von entschei­
dender Bedeutung, und der politisch-ökonomische Ent­
wicklungsstand, insbesondere das gewachsene gesell­
schaftliche Bewußtsein, verlangt, allmählich bestimmte 
staatliche Aufgaben auf gesellschaftliche Einrichtungen 
zu übertragen5.

Die Weiterentwicklung der Konfliktkommissionen
Ausgehend von der gewaltigen Bewegung in der 

Produktion, auf neue, sozialistische Art zu arbeiten, 
zu lernen und zu leben, sagte Walter U l b r i c h t  auf 
dem 4. Plenum des Zentralkomitees der SED:

„Sicher werden die Brigaden oder' Gemeinschaften 
der sozialistischen Arbeit eine .der Formen des neuen 
Lebens sein. Aber sie werden bestimmt nicht die 
einzigste Form bleiben. Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang einige Überlegungen über die Konflikt­
kommissionen in den volkseigenen Betrieben anstel­
len. Gegenwärtig regeln die Konfliktkommissionen 
— denen sowohl Vertreter der Gewerkschaften wie 
auch Vertreter der Werkleitungen angehören — vor­
nehmlich arbeitsrechtliche Streitigkeiten. Ist es nicht 
an der Zeit, diesen Kommissionen größere Verant­
wortung und größere Rechte zu übertragen? Wie 
wäre es, wenn wir diese Kommissionen in Organe 
verwandeln, die auf die Erziehung der Arbeiter­
klasse zu sozialistischer Verhaltensweise einen ganz 
erheblichen Einfluß erhalten, indem sie alle Streit­
fälle behandeln, die mit der sozialistischen Arbeits­
moral und der sozialistischen Lebensweise im Zu­
sammenhang stehen? Vielleicht sollte man auch ihre 
Zusammensetzung ändern. Wir ersuchen die Genos­
sen in den leitenden Gewerkschaftsorganen, über 
diese Probleme nachzudenken und uns Vorschläge 
zu machen.“6 *

Schon 1953 wurden mit der Bildung der Konflikt­
kommissionen staatliche Aufgaben auf gesellschaft­
liche Organe übertragen. Die Konfliktkommissionen 
beschäftigen sich mit Rechtsverletzungen, wenden also 
das Recht unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates an; sie 
sind in ihrer Tätigkeit jedoch ein Beispiel dafür, daß 
an die Stelle des staatlichen Zwanges immer mehr
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die Überzeugung und moralisch-politische Erziehung 
als ein Mittel der Durchsetzung des Rechts tritt, aiso 
für die Perspektive des sozialistischen Rechts und der 
sozialistischen Gesellschaft überhaupt.

Die Entwicklung hat zur Bildung von sozialistischen 
Brigaden geführt, in denen unmittelbare gesellschaft­
liche Erziehung stattfindet. Im Prozeß der täglichen 
Arbeit, aber auch darüber hinaus auf das gesamte 
Leben der Brigademitglieder einwirkend, wird um die 
Überwindung der alten zählebigen bürgerlichen Mo­
ralvorstellungen und Gewohnheiten gekämpft. Große 
Erfolge wurden dabei erzielt. Allen sichtbar geworden 
sind die guten Produktionsergebnisse, die durch die 
neuen Formen des sozialistischen Wettbewerbs errun­
gen wurden. Die Erfüllung der gewaltigen Aufgaben 
des Siebenjahrplans erfordert die allseitige bewußte 
und schöpferische Teilnahme der Werktätigen an der 
Leitung von Staat und Wirtschaft, die mit der fort­
schreitenden Bewußtseinsentwicklung immer stärker 
wächst. Der in den sozialistischen Brigaden und Ar­
beitsgemeinschaften sichtbar gewordene Wandel muß 
durch das sozialistische Recht bewußt gefördert und 
auch durch das Recht dem Neuen planmäßig zum 
Durchbruch verholten werden. Sozialistische Moral und 
sozialistisches Recht verschmelzen immer mehr zu 
einer Einheit. Die moralisch-politische Einheit des 
Volkes wächst, und die Werktätigen halten nicht nur 
bewußt das sozialistische Recht, sondern auch die Ge­
bote der sozialistischen Moral ein. Wenn §ich der ein­
zelne aus dem Kollektiv nicht sozialistisch verhält, so 
ist das nicht mehr seine rein persönliche Sache, son­
dern Angelegenheit des ganzen Kollektivs. In diesem 
gewaltigen Erziehungsprozeß bildet sich die Einheit 
zwischen persönlichem Verhalten und gesellschaftlicher 
Moral heraus. Das Kollektiv der Werktätigen ist in 
den meisten sozialistischen Betrieben befähigt, eine 
umfassende Erziehungsfunktion auszuüben, vor allem 
in den sozialistischen Brigaden. Die bisherigen Kon­
fliktkommissionen werden einer derart umfassenden 
Aufgabenstellung nicht gerecht. Die Art und Weise ihrer 
Bildung und Zusammensetzung entspricht nicht mehr 
der moralisch-politischen Einheit des Kollektivs der 
Werktätigen in den sozialistischen Betrieben. Auch die 
Beschränkung ihrer Tätigkeit nur auf Entscheidungen 
arbeitsrechtlicher Streitigkeiten hindert sie, umfassend 
erzieherisch auf die Werktätigen einzuwirken.

Die sozialistischen Brigaden und die weiterzuent­
wickelnden Konfliktkommissionen sind ihrem Wesen 
nach eng verbunden. Es ist notwendig, die Konflikt­
kommissionen auf das Niveau der sozialistischen Bri­
gaden zu heben?. Das kann nur durch eine qualitative 
Umgestaltung ihrer bisherigen Tätigkeit geschehen, 
wobei es nicht nur um die Umbildung bestehender, 
sondern um die Schaffung neuer Organe mit neuem 
Inhalt geht. Die künftigen Konfliktkommissionen müs­
sen umfassend der Klassenerziehung dienen. Im Pro­
zeß der Erziehung und Selbsterziehung der Werktäti­
gen sind ihnen größere Verantwortung und größere 
Rechte zu übertragen. Sie werden dadurch zu Organen 
der gesellschaftlichen Erziehung, die wirkungsvoll zur 
Überwindung von Widersprüchen, die unsere gesamte 
gesellschaftliche Entwicklung hindern, beitragen. Ihr 
Hauptinhalt muß die vorbeugende erzieherische Tätig­
keit sein, damit es möglichst nicht zu Konflikten 
kommt. Deshalb sollten die neuen Konfliktkommissio­
nen sich auf die Fragen der Festigung der sozialisti­
schen Moral, vor allem der sozialistischen Arbeitsmoral 
als deren Herzstück, konzentrieren. Die gesellschaft­
liche Erziehung, die bereits in der Brigade und in der 
Gewerkschaftsgruppe begonnen haben muß, wird 
durch die Konfliktkommissionen auf eine höhere Stufe 
gehoben, indem sie vom größeren Kollektiv des Ab- 
teilungs- bzw. des Betriebskollektivs getragen wird. 
Dabei ist zu beachten,, daß nicht sämtliche Fälle vor 
die Konfliktkommissionen gebracht werden müssen, 
sondern viele Angelegenheiten schon in der Brigade 
erledigt werden. Neue Konfliktkommissionen sollen 
dort gebildet werden, wo das Kollektiv für die Lösung 
der umfangreichen erzieherischen Aufgaben reif ist. 
Deshalb heißt es im Beschluß des 5. FDGB-Kongresses:

7 vgl. hierzu auch Mennecke. Die neue Konflüctkommlsslon — 
ein Organ der gesellschaftlichen Erziehung, Arbeitsrecht 1959, 
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